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Personalversammlung

Gerhard Kirsch, Landesvorsitzender der 
GdP Hamburg

Personalversammlungen haben 
vielfältige Ziele: Sie dienen unseren 
Kolleginnen und Kollegen aus allen 
Bereichen der Polizei, durch entspre-
chende Beiträge und Fragen mehr 
davon zu erfahren, was in der Polizei 
passiert. Und die drängendsten 
Probleme liegen auf der Hand: 
Personalmangel, Attraktivität, 
Einsatzbelastungen, Beförderungs-
perspektiven für Beschäftigte und 
Beamte, … 

Der GdP-Landesvorsitzende 
Gerhard Kirsch hat auch auf der Ende 
November stattgefundenen Personal-
versammlung aus Sicht des Landes-
bezirks schwierige Felder, auf denen 
unbedingter Handlungsbedarf ist, 
angesprochen. Dabei zählt natürlich 
das gesprochene Wort.

„Vielleicht ist es dem einen oder an-
deren aufgefallen – lieber Freddie hier, 
lieber Ralf da – da fehlt mir die fachlich 
gebotene Distanz in Eurem Interesse 
und der Respekt vor dem Amt.

Wir sitzen nicht zusammen in der 
Sandkiste, sondern haben endlich die 
drängenden Probleme unserer Kolle-
ginnen und Kollegen zu lösen, jeder in 
seiner Rolle.

Kolleginnen und Kollegen, Herr 
Sport-, Innen- und Migrationssenator, 
Herr Staatsrat, Herr Polizeipräsident, 
Mitglieder der Polizeiführung, wir ste-
hen als Polizei und als Gesellschaft in-
mitten einer einzigartigen und noch nie 
dagewesenen Herausforderung. Die 
ständige Überforderung der Polizei ist 
mit Händen zu greifen. Eine Welt, die 
sich rasant verändert, ein enormer Zu-
strom von Menschen aus anderen Kul-
turkreisen – dies löst in unserer Gesell-
schaft Verunsicherung und Ängste aus, 
aber eben auch menschliche Hilfsbe-
reitschaft. Das die Politik Lösungen zur 
Entspannung der Lage zu finden und 
umzusetzen hat – und dies unter enor-
mem Zeitdruck – steht außer Zweifel 

Themen über Themen: „Kirsches“ Beitrag zur 
aktuellen Situation der Polizei Hamburg

und wer hält der Politik den Rücken 
frei? Werden diese Lösungen dann 
nicht schnellstens umgesetzt, ist lt. BKA  
ein deutliches Anwachsen extremisti-
scher Gewalt zu befürchten.  

Die Menschen, die kommen, kann 
man nicht wegdiskutieren oder aufhal-
ten – sie sind da und damit muss man 
umgehen. Das wird ganz sicher nicht in 
einem halben Jahr erledigt sein. Wich-
tig ist dabei, dass wir als Gewerkschaf-
ten um keinen Preis zu den Scharfma-
chern zählen dürfen, die zur weiteren 
Destabilisierung der Situation beitra-
gen. So wird z. B. die Forderung nach 
dem Bau von Grenzzäunen doch wohl 
eher als Aufforderung verstanden, sich 
noch schnell auf den Weg nach 
Deutschland zu machen.

Dem Senat muss zudem die Frage 
gestellt werden, ob man angesichts der 
sich langfristig, über mehrere Legisla-
turperioden anbahnenden Auswirkun-
gen der Flüchtlingssituation, wün-
schenswerte und teure Großprojekte 
nicht doch einer anderen Bewertung 
unterzieht. 

Dies vorausgeschickt, kommen nun 
all die ungelösten Problemfelder, die 
wir seit Jahren beschrieben haben, wie 

• Nachwuchsgewinnung,
• Berufsperspektiven, 
• Überalterung,
• Überlastung,
• Krankheitsquote

zum Tragen. 
Diesem entgegenzuwirken muss 

doch endlich absolute Priorität haben! 
Ohne Mühe hätte ich hier meine 

Rede aus dem letzten Jahr halten kön-
nen. Herr Senator, ich will Sie doch 
auch mal loben – Heilfürsorge, Um-
gang mit Dienstunfällen war letztes 
Jahr – und was haben wir in diesem 
Jahr? 

Sie haben fünf Ringe in den Augen 
und ich habe jeweils einen unter den 
Augen – weil ich trotz aller Anstren-
gungen nicht sehen kann, wie es poli-
tisch- strategisch mit der Hamburger 
Polizei weitergehen soll. 

Die dauerhafte Überlastung des 
Vollzuges muss verhindert werden – 
und deshalb gilt. 

KONZENTRATION auf das Wesent-
liche, Herr Sportsenator, das hat die Pa-
role zu sein!

Schauen Sie hinter sich – das sind 
die, für die Sie die Verantwortung ha-
ben – die sind auch noch da und die 
warten auf Ihre Entscheidungen! Die 
warten darauf, was Sie ihnen in Zu-
kunft an Perspektiven  bieten werden 
– die halten jeden Tag aus und zum 
Großteil buchstäblich den Kopf hin, 
um den Laden, um den Rechtsstaat 
über Wasser zu halten. 

Die Stärkung des Kernvollzuges hat 
deshalb absolute Priorität – schaut 
Euch die Personalsituation in der DE 3 
und in den Schichten an – es fehlen 
noch immer offiziell 130 Kollegen in 
der Grundlast. Das ist wie bei den Tem-
peraturvorhersagen bei Wetterberich-
ten – tatsächlich 130 – und da fragen 
Sie mal die Kolleginnen und Kollegen 
in den Schichten – gefühlt ist es das 
mehrfache, denn z. B. die Streichung 
von DV und DF verhindert die Regene-
ration, Verstärkungen der Grundlast 
aus anderen PK-Bereichen sind an der 

Fortsetzung auf Seite 2
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Tagesordnung und an einigen PK fin-
det schon jetzt keine nennenswerte Zi-
vilfahndung mehr statt. 

Hinzu kommt, dass die Zusammen-
arbeit K-SCH von den Separatisten mit 
Elitedenken in unserer Hamburger Po-
lizei nachhaltig beschädigt wurde.   

Die Belastung der DE 3 ist exorbi-
tant – sie muss von Objektschutzmaß-
nahmen freigehalten werden – und das 
geht nur mit einer personellen Aufsto-
ckung der DE 14.

Der Polizeihaushalt muss auf verfüg-
bare Reserven durchforstet werden – 
und auch Polizeishow, Polizeimuseum 
müssen auf den Prüfstand – zwar alles 
nett zu haben, aber können wir uns das 
wirklich noch leisten? Frei werdende 
Mittel sind im Personalhaushalt einzu-
setzen, denn nur der Mensch macht es 
– wir machen es!

Es ist ja immer einfach zu sagen – z. 
B. ProBeSt ist an allem schuld – Nein, 
das ist falsch – es liegt im Kern daran, 
dass keine politischen Entscheidungen 
getroffen werden. Es liegt daran, dass 

Fortsetzung von Seite 1 Sie sich – Herr Senator –  in den Augen 
vieler Kolleginnen und Kollegen,  zu-
rückgezogen  haben.

Wie bei Ihnen, so auch bei uns: Jeder 
Zugführer, jeder Sachgebietsleiter, je-
der DGL hat Entscheidungen zu treffen, 
die er niemandem anderen überlassen 
kann – weil er/sie allein am Ende die 
Verantwortung dafür tragen muss! 

Niemand möchte später mal sagen – 
und ich im Übrigen auch nicht: 

Das fortwährende politische Versa-
gen und Zaudern war auch eine Form 
der Zuverlässigkeit.

Wenn ich also höre, dass die CDU 
die 5 Euro DüZ fordert, so frage ich 
mich – da ja die Forderung mindestens 
aus der Zeit herrührt, als unser PR-Vor-
sitzender noch Landesjugendvorsitzen-
der der GdP war und demnach auch 
schon zu CDU-Regierungszeiten be-
stand – was haben die denn damals am 
Regierungsruder gemacht? Damals wie 
auch heute kostet Sicherheit nun mal 
auch Geld und ist nicht zum Nulltarif 
zu bekommen.

Nein, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen – wir haben es satt, von wem auch 
immer, wieder und wieder mit der 
schwarzen 0 hingehalten zu werden! 
Wir haben die Lippenbekenntnisse 
und Worthülsen satt – WIR WOLLEN  
ENDLICH TATEN SEHEN!

Auf der anderen Seite – Taten sehen 
wir genug; es sind aber leider nur Straf-
taten!

Der Krankenstand liegt bei 10,4 Pro-
zent! Das sind 1000 Kolleginnen und 
Kollegen – Tag für Tag, die fehlen! Man 
müsste schon taub sein, um dieses 
Alarmsignal zu überhören. Jedes Un-
ternehmen in der ‚freien’ Wirtschaft 
wäre bereits pleite – das Problem kann 
man nicht allein auf Gesundheitslotsen 
abwälzen – das ist und bleibt eine zen-
trale Führungsaufgabe, Herr  Polizei-
präsident!

Und das erschöpft sich auch nicht 
damit, wenn Sie, Herr Meyer, die Apo-
thekenrundschau zur Beilage des HPJ 
und zur Pflichtlektüre machen sollten.

Ein hoher Krankenstand, und damit 
meine ich nicht den erkältungsbeding-
ten – ist u. a. ein sicherer Hinweis auf 
das Vorhandensein gravierender Män-
gel in der Hamburger Polizei. 

Arbeitsdruck, Arbeitsklima, Füh-
rungskultur und das zum Teil unge-
hemmte Ausnutzen der Kolleginnen 
und Kollegen haben auch dazu ge-
führt, dass mittlerweile ein Zustand 
eingetreten ist, bei dem die psychi-
schen Erkrankungen auf dem Vor-
marsch sind.  

Nun höre ich, dass Kollegen bereits 
anderen Ärzten und nicht mehr dem 
Bundeswehrkrankenhaus zugewie-
sen werden. Hier scheint sich der 
PÄD erneut zu verselbständigen – das 
muss überprüft und hinterfragt wer-
den.

Für die GdP hat unter anderem die 
Nachwuchsgewinnung Priorität – un-
ser Nachbarland Schleswig-Holstein 
hat flächendeckend das Einstiegsamt A 
8 eingeführt, während wir in Hamburg 
von Projekt zu Projekt hüpfen. Im GdP-
Land SH war das möglich – nur hier in 
Hamburg werden keine Entscheidun-
gen getroffen – und wenn, die falschen! 
Wenn ich das mal sportlich vergleichen 
darf, Herr Sportsenator: Unsere politi-
sche Führung startet vielleicht und lei-
der erst dann, wenn die anderen schon 
beim Duschen oder bei der Siegereh-
rung sind.

Die Vorschläge ProBEST liegen vor 
– es fehlt die politische Entscheidung! 
Und wenn man schon dabei ist, dann 
macht doch endlich Nägel mit Köpfen 
– führt die zweigeteilte Laufbahn ein, 
mit der entsprechenden zügigen und 
qualifizierten Überleitung des gesam-
ten m. Dienst in den geh. Dienst.

Das ist unabdingbar – weil nur so der 
Polizeiberuf seine angemessene Be-
wertung erhält und wir nur so auf dem 
Arbeitsmarkt konkurrenzfähig bleiben. 
Mit dieser Forderung stehen wir ja als 
GdP nicht mehr allein – die Kollegen 
der DPolG sind ja nun auch auf diese 
Forderung eingeschwenkt – wofür ich 
Dir, Joachim, herzlich danke!  

Natürlich müssen auch die Ausbil-
dungskapazitäten personell unterlegt 
werden – aber es gibt auch gewaltige 
Vorteile – z. B. das Überwiegenheits-
prinzip bei der Auswahl zum LA II 
schwächt de facto den Vollzug – also 
her mit der zweigeteilten Laufbahn, 
her mit der einheitlichen Ausbildung 
und späteren spartenspezifischen Qua-
lifizierung – und Schluss mit der fort-
schreitenden Spaltung der Hamburger 
Polizei!

Eine weitere Aufgabe wird auch 
sein, im Rahmen der Integration von 
Einwanderern mittelfristig noch mehr 
geeignete Bewerber mit Migrations-
hintergrund zu rekrutieren, weil wir 
ihre Köpfe und das, was in ihren Köp-
fen ist brauchen, nämlich ihre sprachli-
che und kulturelle Kompetenz aus ih-
ren Herkunftsländern.

Schon jetzt, Herr Model, muss des-
halb der Ausbau der interkulturellen 
Fortbildung unverzüglich in Angriff ge-
nommen werden.
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Jede Krise ist auch eine Chance. 
Dies gilt auch und insbesondere für 

den Sport- und Innensenator bzw. für 
den Innen- und Migrationssenator, der 
er de facto schon ist.

Wir müssen auch in die Hufe kom-
men, so schafft z. B. die Bundespolizei 
3000 neue Vollzugsstellen und ver-
stärkt das BKA – weil u. a. die Befürch-
tung besteht, dass der Rechtsterroris-
mus sich wie zu den schlimmsten 
RAF-Zeiten entwickeln wird.

In Hamburg muss deshalb mindes-
tens sichergestellt sein, dass die 7700 
Vollzeit-Vollzugsstellen auch verläss-
lich besetzt sind und die Finanzierung 
gesichert ist.

Wir haben das Problem, dass mittler-
weile 10 bis 14 Prozent derjenigen, die 
die Ausbildung bei der Polizei Ham-
burg beginnen, sie nicht abschließen. 
Ein weiteres Alarmsignal, das zudem 
auch richtig teuer ist. 

Ich hatte die Führungskultur ange-
sprochen – wie sieht es eigentlich mit 
unserem internen Umgang aus?

Viele Kolleginnen und Kollegen, die 
sich an mich wenden, beklagen sich 
über den technokratischen, geschäfts-
mäßigen und gefühlskalten Umgang 
mit Ihnen. Nun – das wird sich hier und 
da auch in Zukunft nicht ändern lassen 
– aber es ist nach meiner Auffassung 
schon so, dass sich viele Probleme mit 
einem entsprechenden Fingerspitzen-
gefühl oder schlicht mit einer entspre-
chenden menschlichen Komponente 
lösen lassen bzw. gar nicht erst entste-
hen würden. Ich glaube, dass wir auch 
daran arbeiten müssen.

Wir haben es wiederholt erlebt, wie 
einzelne Menschen durch gezielte In-
formationen aus unserer Behörde an 
Medien regelrecht vorgeführt wurden. 

Is fecit, huic prodest
Für die wenigen Nichtlateiner: Der 

hat es getan, dem es nützt.
In Wirklichkeit nützt es niemanden 

– meine Hand bleibt immer ausge-
streckt – auch und gerade gegenüber 
denen, die das gemacht haben.

Pulvis et umbra sumus (Horaz)
Wir sind nur Staub und Schatten. 
Es geht deshalb nicht um mich oder 

andere Einzelpersonen – es geht immer 
um Euch alle, um Eurer Wohlergehen, 
Eure Familien und Eure Lebens- und 
Berufsperspektiven. 

Und solange ich es vermag, werde 
ich kämpfen, werde ich Klartext spre-
chen und für Euch da sein.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.“
Gerhard Kirsch, 

Landesvorsitzender der GdP Hamburg
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Zukunftsperspektiven

Bereits vor über 20 Jahren wurde 
im Rahmen der „Kienbaum-Studie“ 
festgestellt, dass die Aufgabe des 
Polizeibeamten Aufgabe des 
gehobenen Dienstes ist. Und 
während die Anforderungen in den 
zurückliegenden Jahren massiv 
angestiegen sind, sich rechtliche 
Voraussetzungen intensiviert haben 
und in allen Bereichen Personal 
abgebaut wurde, hatte man sich in 
Hamburg unter der Führung eines 
schwarz-grünen Senats für die 
verfassungswidrige Einführung des 
„LVM“ entschieden. Doch jetzt gibt 
aus dem Bereich von ProBeSt 
Signale, sich endlich dieser aus 
Sicht der GdP einzig vernünftigen 
und dringend notwendigen Lösung 
zu widmen: Der Einführung der 
zweigeteilten Laufbahn.

Vergangenes vergessen?

Während die Einführung des LVM 
unter großem und ausdrücklichem 
Jubel der anderen Berufsorganisatio-
nen erfolgte, ist nun eine richtungs-
weisende Veränderung der Forde-
rungslage erfolgt. Offensichtlich ist 
hier so viel Kreide zur Verfügung ge-
stellt worden, dass Forderungen nach 

Weg frei für die zweigeteilte Laufbahn?
Sonderlaufbahnen oder die Rückkehr 
eines „LVM“ aus den vorhandenen 
Publikationen nicht mehr erkannt 
werden kann. Und über diesen Sin-
neswandel ist die GdP ausdrücklich 
erfreut, schafft dies doch endlich eine 
Einsicht, die bereits vor Einführung 
des LVM notwendig gewesen wäre.

ProBeSt: Das „Ein-Zugang-Modell“

Eingangsamt für den Beruf des Po-
lizeibeamten in A 9. Sukzessive Über-
leitung der noch im mittleren Dienst 
befindlichen Kolleginnen und Kolle-
gen der Schutz- und Wasserschutzpo-
lizei.

War dies wirklich so schwer auf 
den Weg zu bringen? Die GdP auf 
Bundes- und Landesebene fordert ge-
nau dies seit Jahrzenten. Viele andere 
Landesregierungen haben diesen un-
umgänglichen Schritt bereits vor Jah-
ren getan. Das dies neben einer Stei-
gerung der Attraktivität des Polizei- 
berufs auch einer gerechten Bewer-
tung dient, ist kaum mehr der Rede 
wert, da es einfach eine Selbstver-
ständlichkeit wäre.

Was ist noch wichtig?

Allein der Einstieg über das Ein-
gangsamt A 9 ist der bedeutsame 
Schritt. Damit darf aber die berufli-

che Perspektive nicht nur auf A 9 
und A 10 ausgerichtet sein. Mit ent-
sprechenden finanziellen Hinterle-
gungen ist eine Stellenstruktur 
zu schaffen, die Aufstiegschancen 
nicht nur ermöglicht, sondern diese 
auch ausdrücklich beinhaltet.

Außerdem ist ein weiterer, aus 
Sicht der GdP unabdingbarer Schritt 
zu gehen: Ein Studium an der Aka-
demie, dessen Ziel es ist, für den 
umfassenden Beruf des Polizeibe-
amten fundiert und auf allen Gebie-
ten qualitativ hochwertig auszubil-
den.

Erfahrungen im Beruf sammeln 
und sich anschließend für weitere 
Aufgaben zu qualifizieren. Ein brei-
tes Fundament setzen, um persönli-
che Fähigkeiten und Neigungen 
später in den erfolgreichen Fokus 
der eigenen Aufgabe zustellen. 

Die GdP Hamburg wird die in 
Aussicht stehenden Entscheidungen 
mit großem Interesse konstruktiv 
begleiten. Die Entscheidung, ledig-
lich einen Zugang für den Polizeibe-
ruf vorzusehen, muss nun zeitnah 
getroffen werden, in ihr besteht die 
wesentliche Chance für die Polizei 
Hamburg.

Gerhard Kirsch, 
Landesvorsitzender GdP Hamburg

 

Das Projekt zum kontrollierten 
Verkauf von Cannabis wird derzeit 
nicht realisiert. Dies teilten SPD und 
Grüne am Rande einer Senatsanhö-
rung mit. Danach ist der Versuch 
gescheitert, im Schanzenviertel 
einen Modellversuch zur kontrollier-
ten Cannabisabgabe wie in den 
Niederlanden zu realisieren.

Im Rahmen des Anfang Oktober 
veranstalteten Drogensymposiums der 
GdP wurden in einer ausführlichen 
Diskussion um ein Cannabiskontroll-
gesetz viele Fragestellungen bewegt. 
Ziel eines Cannabiskontrollgesetzes 

Drogensymposium der GdP

Cannabis-Modellversuch in Hamburg zunächst gestoppt
sollte es sein, Cannabis aus den straf-
rechtlichen Regelungen des Betäu-
bungsmittelgesetzes herauszuneh-
men. Stattdessen würde ein strikt 
kontrollierter legaler Markt für Can-
nabis eröffnet. Bislang würden Ju-
gendliche nicht durch ein strafrechtli-
ches Verbot vom Cannabiskonsum 
abgehalten. Glaubwürdige Prävention 
und wirksamer Jugendschutz ist durch 
einen Schwarzmarkt nicht erkennbar. 
Darüber hinaus sei der illegalisierte 
Handel nicht effektiv zu kontrollieren. 
Demgegenüber stehen noch viele of-
fene Fragen und vorhandene Mög-
lichkeiten, das BMTG entsprechend 
anzupassen. Dabei ist die Position der 

GdP eindeutig, da zumeist ein ent-
sprechender Mischkonsum das Risiko 
der Folgen des Drogenkonsums deut-
lich erhöht: „Immer häufiger nehmen 
Konsumenten beispielsweise natürli-
ches Cannabis, synthetische Drogen 
wie Amphetamin zusammen mit Alko-
hol zu sich. Dieser Mischkonsum 
macht Menschen unberechenbar und 
stellt für ihre Umgebung eine große 
Gefahr dar. Darauf müssen sich auch 
Polizistinnen und Polizisten immer 
mehr einstellen“, sagte Dietmar 
Schilff, stellvertretender GdP-Bundes-
vorsitzender, zum Auftakt des zweitä-
gigen hochkarätig besetzten Drogen-
symposiums in Berlin.� Jörn Clasen
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Das Thema traf auf großes Interesse

Seit Längerem liegt dieses 
Thema, die Beihilfe und deren 
Bearbeitungszeiten, der GdP im 
„Magen“ und am „Herzen“ und wir 
haben hier in den letzten Jahren 
immer wieder intensive Gespräche 
 gemeinsam mit dem DGB und dem 
Personalamt sowie der ZPD geführt. 

Wir berichteten mehrfach in der 
„DP“ zu diesem Thema seit 2012. So 
konnten besonders kritische Fälle be-
vorzugt abgearbeitet  werden und auf 
Initiative der GdP hat sich beim DGB 
eine Arbeitsgruppe „Beihilfe“ mit 
den Einzelgewerkschaften GEW und 
ver.di Anfang des Jahres gebildet. Ein 
Ergebnis der AG „Beihilfe“ war, um-
gehend eine Info-Veranstaltung für 
die interessierten und betroffenen Bei-
hilfeberechtigten/Versorgungsemp-
fänger  abzuhalten. Die Einladung er-
folgte nun für den 13. Oktober 2015, 
um im „Curio Haus“ den eingelade-
nen Gästen des Personalamtes und 
der ZPD die Möglichkeit zu geben, die 
Situation der Beihilfe zu schildern und 
Wege einer schnelleren Bearbeitung 
der Anträge aufzuzeigen. 

Nach einer Einführung gab die Mo-
deratorin der Veranstaltung, Kollegin 
Birgit Rettmer (GEW), dem Leiter der 
Abteilung Personalservice in der ZPD, 
Herrn Sebastian Lindhof, das Wort. 
Herr Lindhof nutzte nun engagiert die 

Volles Haus  – eine erfolgreiche 
Info-Veranstaltung der AG „Beihilfe“

Gelegenheit, in seinem Vortrag an-
hand einer PowerPoint-Präsentation 
(PPP) die Situation und Probleme in 
der Sachbearbeitung sowie die beab-
sichtigten Neustrukturierungen zu ei-
ner verbesserten Bearbeitung der Bei-
hilfeanträge zu präsentieren. Der 
Vortrag von Herrn Lindhof begann mit 
einem Einführungstext zur Beihilfe  
„Die Beihilfe ist ihrem Wesen nach 
eine Hilfeleistung, die neben der zu-
mutbaren Eigenbelastung des Beihil-
feberechtigten nur ergänzend in ange-
messenem Umfang einzugreifen hat, 
um in einem durch die Fürsorgepflicht 
gebotenem Maße die wirtschaftliche 

Lage des Beamten oder Versorgungs-
empfängers durch Zuschüsse aus öf-
fentlichen Mitteln zu erleichtern. Es ist 
nicht Sinn der Beihilfevorschriften, 
dem Beamten jegliche finanzielle Be-
lastung infolge Krankheit abzuneh-
men, vielmehr ergibt sich schon aus 
dem ergänzenden Charakter der Bei-
hilfevorschriften, dass der Beihilfebe-
rechtigte im Einzelfall Härten und 
Nachteile einzurechnen hat, die sich 
aus der pauschalierenden und typisie-
renden Konkretisierung der Fürsorge-
pflicht durch die Beihilfevorschriften 
ergeben und die keine unzumutbaren 
Belastungen bedeuten.!“ Herr Lindhof 
führte aber auch aus, dass es sich hier-
bei nur um die Grundlage des theore-
tischen Rahmens handelt. In der Praxis 
geht die ZPD immer pragmatisch vor 
und interpretieren den Rahmen sehr 
kundenorientiert und versucht so weit 
wie möglich den jeweiligen individu-
ellen Umständen gerecht zu werden! 
Die PPP stellte Herr Lindhof den Ge-
werkschaften zur Verfügung, die in 
der jeweiligen Homepage der Ge-
werkschaften eingestellt wird. Die an-
schließenden Fragen aus dem großen 
Themenspektrum, welche aus dem 

Plenum kamen, wurden souverän und 
überwiegend zufriedenstellend durch 
Herrn Lindhof (ZPD) und den Ge-
werkschaftsvertretern beantwortet 
bzw. Herr Lindhof beantwortet die 
Fragen schriftlich, welche vor Ort 
nicht gelöst und beantwortet werden 
konnten und übersendet diese an den 
DGB, der „AG Beihilfe“, in der diese 
dann weiter bearbeitet und vertieft 
werden. Der fast dreistündige infor-
mative und konstruktive Verlauf der 
Veranstaltung hat die Initiatoren der 
Veranstaltung bestärkt, dass wir in der 
AG „Beihilfe“ des DGB weiterarbei-
ten müssen, um zu einem besseren Er-

gebnis zu kom-
men, wie z. B. ein 
vereinfachtes An-
tragsverfahren, 
schnellere Bear-
bei tungszei ten 
und unser obers-
tes Ziel, die Ein-
führung einer 
Krankenkassen-
karte und eine 
Krankenhaus-Di-
rektabrechnung 

mit der ZPD, welches noch ein langer 
Weg sein wird. Wir wissen aber auch, 
wer nichts tut – hat schon verloren! 

Wir danken der ZPD (Herrn Lind-
hof) für den sehr guten Vortrag und 
den Beantwortungen der vielen Fra-
gen aus dem Plenum und hoffen nun, 
dass es im ersten Schritt mit der Ein-
führung der „E-Beihilfe“ zu einem 
schnelleren Bearbeitungsverfahren 
kommt. 

Wir möchten aber auch nochmals 
feststellen, dass die Kritik der langen 
Bearbeitungszeiten sich nicht gegen 
die Sachbearbeiterinnen und Sachbe-
arbeiter der ZPD richtet, diese verrich-
ten eine gute Arbeit, müssen aber 
auch Perspektiven sehen, dass ihre 
dortige Arbeit lohnenswert und ein 
Wechsel in eine andere Verwaltungs-
einheit nicht notwendig ist! Um zu ei-
ner zukünftigen Verbesserung zu 
kommen, ist die Behördenleitung und 
die Politik gefordert. Die Veranstal-
tung hat uns gezeigt, dass wir auf dem 
richtigen Weg sind und mit dieser Art 
der Veranstaltung fortfahren werden.

Klaus-Peter Leiste, 
GdP-Mitglied AG „Beihilfe“ im DGB



12 – 2015 Deutsche Polizei  7

LANDESJOURNALHamburg

Vorstellung

Bernd Krösser, Staatsrat der Behörde für 
Inneres und Sport

Der neue Staatsrat der Behörde 
für Inneres und Sport – Bereich 
Inneres – Hamburg, Bernd Krösser, 
ließ es sich nicht nehmen, trotz der 
besonders angespannten Flücht-
lingslage zu uns zu kommen. Hierfür 
unseren besonderen Dank! 

Natürlich war es in gewisser Hin-
sicht ein Heimspiel im Hause Polizei! 
Von der Pike auf hat Herr Krösser die 
Polizeiarbeit kennengelernt und als 
Dienstgruppenleiter und Polizeikom-
missariatsleiter unmittelbare Füh-
rungsveranwortung erlebt. In der In-
nenbehörde, in unterschiedlichen 
Funktionen, bekam er den Schliff für 
noch höhere Aufgaben. Seit wenigen 
Monaten, mitten in unruhigen Zeiten 
der ungebremsten Flüchtlingsströme 
und Olympiabewerbung, hat er die-

Neuer Innenstaatsrat bei der Senioren- 
versammlung am 13. 10. 2015

ses wichtige Amt übernommen. Poli-
zeiliche Themen beherrscht er aus 
dem FF und stieg in seinem Referat 
sogleich in die aktuellen Themen 
ein. So bekamen wir den aktuellen 
Stand zur Flüchtlingssituation in der 
Stadt, der Olympiabewerbung, der 
Bekämpfung der Einbruchskrimina-
lität und der damit verbundenen be-
sonderen personellen Belastung für 
die Polizei vermittelt. Grundsätzlich 
sollen in Hamburg mit dem Personal-
bestand die Aufgaben bewältigt 
werden. Sollte es mit der Olympiabe-
werbung klappen, käme Unterstüt-
zung von der Bundespolizei und an-
deren Länderpolizeien. Weitere 
Überlegungen und Umstrukturierun-
gen sollen die Polizei für die Zukunft 
wappnen. Konzepte, wie zur Be-
kämpfung der Einbruchskriminali-
tät, sind sehr erfolgreich und werden 
auch in anderen Bereichen weiter-
entwickelt.

Wir wünschen Herrn Krösser für 
die neue Aufgabe viel Glück!

Ulrich Grill-Kiefer, Seniorenvorstand

Da wir, wie gewohnt, im Dezember 
keine Mitgliederversammlung abhal-
ten und die Advents- und Weih-
nachtszeit genießen wollen, möchten 
wir Euch, liebe Mitglieder des Fach-
bereiches Senioren, zu unserer nächs-
ten Mitgliederversammlung am 12. 
Januar 2016 um 15 Uhr ins Personal-
restaurant des Polizeipräsidiums 
herzlich einladen. Auf der Tagesord-
nung stehen dann folgende Tagesor-
dungspunkte:

TOP 1: Begrüßung
TOP 2: Vorstellung des Beschlusses 

des Fachbereichsvorstandes Senioren 
vom 8. 9. 2015.

TOP 3: Diskussion und Beschluss 
des Plenums zu TOP 2 

TOP 3: Gewerkschaftlicher Situati-
onsbericht

TOP 4: Verschiedenes
Der Fachbereichsvorstand wünscht 

all unseren Mitgliedern und ihren 
Angehörigen ein besinnliches Weih-
nachtsfest sowie ein gesundes Jahr 
2016.

Klaus-Peter Leiste, 
Fachbereichsvorsitzender Senioren

Ankündigung

Mitgliederversamm-
lung der Senioren

Die Seniorinnen und Senioren der 
GdP Hamburg haben eine Busreise 
nach Norditalien geplant und 
vorbereitet. Wir fahren vom 
17. bis 28. 5. 2016 mit einem 
5*-Fernreisebus. 

Für die Übernachtungen sind 
4*-Hotels mit Halbpension vorge-
bucht. Stationen sind u. a. Abona Ter-
me, Venedig, Verona, Reischach und 
Antholz, mit Besichtigungen einiger 
geschichtsträchtigen Stätten. Beglei-
tet werden wir vor Ort von einer 
deutschsprachigen Reiseleitung.

Der Reisepreis beträgt für die 
zwölftägige Rundreise im DZ pro Per-
son 1599  €, im EZ pro Person 1794 €; 
bei 25 Teilnehmern. Die Eintrittsprei-
se sind im Reisepreis inbegriffen, 
dazu die Reisekosten-Absicherung.

Reiseangebot

Zwölftägige Gruppenreise mit 
dem Bus nach Norditalien!

Wer Interesse an dieser Reise hat 
und teilnehmen möchte, kann weite-
re Informationen und Anmeldungen 
richten an: Wilfried P. Mahnke, Tel. 
0 40-5 52 43 51 und mahnkewp@web.
de.

Wilfried P. Mahnke
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Ich bin ein Vorsorger!
Ich geh’ gern auf Nummer
sicher – auch bei meinem
Finale auf Erden. Komme,
was wolle: Alles ist jetzt
in besten Händen.

Am besten heute alles 

regeln – am besten GBI

Tel. 040 -24 84 00

Anzeige
Hinweis: 

Aus datenschutzrechtlichen Grün-
den ist eine Veröffentlichung von 
25-j. und 40-j. Dienstjubiläen ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Jubi-
lars in der Zeitschrift „Deutsche Poli-
zei“ leider nicht mehr gestattet. Sollte 
eine Veröffentlichung des Dienstjubi-
läums gewünscht werden, bitten wir 
um Mitteilung des Termins an die 
GdP-Mitgliederverwaltung.      

Tel.: 0 40/28 08 96-17 


